
dung die Auflage erteilt, zu den vom 
Vorsitzenden in der Terminsverfü­
gung auf, der Grundlage der Klag­
schrift formulierten konkreten Fra­
gen Stellung zu nehmen. Das hat zur 
Folge, daß nur in Ausnahmefällen — 
insbesondere dann, wenn Klage, La­
dung und Auflage den Verklagten zu 
spät erreichten — bei Beginn der 
Aussöhnungsverhandlung noch keine 
Klagerwiderung vorliegt.
Ein weiterer Mangel besteht darin, 
daß die meisten Klagerwiderungen 
inhaltlich nicht den Anforderungen 
entsprechen. Das liegt zumeist an der 
fehlenden Sachkenntnis des Verklag­
ten. Deshalb sollte dem Bürger durch 
ein Merkblatt Unterstützung gege­
ben werden, das ihm mit der Zustel­
lung der Klagschrift und der Ladung 
übermittelt wird.
Natürlich muß die Erhöhung der in­
haltlichen Qualität der Klagen und 
Klagerwiderungen in erster Linie 
durch eine ständige Qualifizierung 
der Sekretäre erreicht werden. Den­
noch können Muster und Merkblät­
ter eine wichtige Orientierung für die 
inhaltliche Gestaltung von Klagen 
und Klagerwiderungen geben.
Das Ministerium der Justiz hat den 
Vorschlag einer Gruppe von Studen­
ten, bei den Gerichten Formulare für 
Klagen und Klagerwiderungen in 
Ehesachen einzuführen2, aufgegriffen. 
Es hat 15 Kreisgerichte beauftragt, 
für die Dauer von sechs Monaten mit 
den von den Studenten vorgeschlage­
nen und vom Ministerium geringfü­
gig geänderten Formularen Erfah­
rungen zu sammeln. Das Ergebnis 
dieses Experiments ist, daß die Ver­
wendung von Mustern zu einer er­
heblichen Qualifizierung der gericht­
lichen Tätigkeit in Ehesachen führen 
kann. Voraussetzung ist allerdings, 
daß die Einführung der Muster als 
Leitungsaufgabe und nicht bloß als 
technisch-organisatorische Angele­
genheit begriffen wird.
Nach dem jetzigen Stand der Er­
kenntnisse wird den Gerichten in ab­
sehbarer Zeit die Einführung folgen­
der Muster empfohlen werden:
1. Ein Formular für die Klage mit 
den Personalien der Parteien und 
den Anträgen.
Dabei umfaßt der Begriff „Persona- 
lien‘- u. a. die berufliche und gesell­
schaftliche Entwicklung beider Ehe­
gatten während der Ehe, Angaben zu 
den Kindern der Parteien, zu even­
tuellen früheren Scheidungsprozessen 
und weitere Fakten, die für das Ehe­
lösungszählblatt benötigt werden.
2. Ein Merkblatt für die Begründung 
einer Ehescheidungsklage.
Hier werden zunächst die Aufgaben 
des gerichtlichen Eheverfahrens er­
läutert und daraus die Fragen abge­
leitet, die im Merkblatt formuliert 
sind. Dieses Merkblatt kann in der 
Rechtsantragstelle durch den Sekre­
tär bei Aufnahme einer Klage ge­
nutzt werden. Es kann aber auch — 
ebenso wie das unter 1. genannte For­
mular — an Bürger ausgehändigt 3

3 Vgl. Grutza in Staat und Recht 1969, 
Heft 6, S. 970 ff.

werden, die ihre Klage selbst aufset­
zen wollen.
Das Merkblatt enthält u. a. Fragen 
über das Zustandekommen der Ehe 
der Parteien, über die Verwirk­
lichung der Gleichberechtigung im 
Verlauf der Ehe, über die sexuellen 
Beziehungen, über gemeinsame Frei­
zeitinteressen, über frühere Kon­
flikte in der Ehe, über den gegen­
wärtigen Ehekonflikt und die Ver­
suche zu seiner Überwindung, über 
die bisherige und künftige Erziehung 
der Kinder und die Auswirkungen 
des Ehekonflikts auf die Kinder so­
wie Fragen nach Zeugen zu den ein­
zelnen Komplexen.
3. Ein Merkblatt für die Klagerwi­
derung,
Dieses soll bei der Klagzustellung

dem Verklagten übersandt werden. 
Hier wird die Notwendigkeit ein|er 
rechtzeitigen Klagerwiderung be­
gründet und dem Verklagten dafür 
Anleitung gegeben. Die Fragen dieses 
Merkblattes korrespondieren mit den 
Fragen des Merkblattes zur Klagbe­
gründung. Auf dem Merkblatt für 
die Klagerwiderung wird Platz für 
weitere Fragen an den Verklagten 
vorhanden sein, die vom Gericht auf 
Grund der konkreten Klagschrift zu­
sätzlich zu formulieren sind.
4. Ein Merkblatt zur Formulierung 
und Begründung der Anträge auf 
gerichtliche Aufteilung des gemein­
schaftlichen Eigentums und Vermö­
gens.

KARL-HEINZ EBERHARDT,
Sektorenleiter
im Ministerium der Justiz

Aufgaben der Familienrechtsprechung bei der 
Bekämpfung des übermäßigen Alkoholgenusses
ln Familienrechtsverfahren, insbe­
sondere in Eheverfahren, müssen wir 
immer wieder feststellen, daß über­
mäßiger Alkoholgenuß eines Bürgers 
als „Kavaliersdelikt“ betrachtet oder 
als „Privatsache“ angesehen wird, in 
die man sich nicht einmischen sollte. 
Das zeigt deutlich, daß dem Kampf 
gegen den übermäßigen Alkoholge­
nuß immer noch die erforderliche ge­
sellschaftliche Breite und oft auch 
die nötige Konsequenz fehlt.
Das Gericht hat in Familienrechts­
verfahren, in denen übermäßiger Al­
koholgenuß einer Prozeßpartei zu 
Störungen in den Ehe- und Familien­
beziehungen geführt hat, die Auf­
gabe, dazu beizutragen, die Einstel­
lung dieser Bürger zum übermäßigen 
Alkoholgenuß zu beeinflussen, sie zu 
einem verantwortungsbewußten Ver­
halten zu erziehen und darüber hin­
aus auch eine gewisse Toleranz in 
der Öffentlichkeit gegenüber über­
mäßigem Alkoholgenuß zu überwin­
den. Dieser Aufgabe können wir nur 
gerecht werden, wenn wir davon 
ausgehen, daß die Zurückdrängung 
des übermäßigen Alkoholgenusses 
ein gesamtgesellschaftliches Anliegen 
ist.
In Verfahren, in denen übermäßiger 
Alkoholverbrauch eines Bürgers eine 
Rolle spielt, sollte generell der Ein­
beziehung gesellschaftlicher Kräfte 
größte Aufmerksamkeit entgegenge­
bracht werden, und zwar nicht nur 
unter dem Gesichtspunkt der Ein­
flußnahme auf die betreffende Par­
tei, sondern auch auf die Menschen 
seines Arbeite- und sonstigen Le­
bensbereichs.
Welche gesellschaftlichen Kräfte ein­
bezogen werden sollten, hängt vom 
konkreten Einzelfall ab. Die Einbe­
ziehung sollte in geeigneten Fällen 
auch dann erfolgen, wenn eine Ehe 
zerrüttet ist und deshalb geschieden 
werden muß. Besteht aber die Mög­
lichkeit, die Ehe zu erhalten, und 
wird z. B. das Verfahren ausgesetzt, 
so sollte in keinem Fall auf die Ein­
beziehung gesellschaftlicher Kräfte 
verzichtet werden.

Wie notwendig und sinnvoll die Ein­
beziehung gesellschaftlicher Kräfte 
in Verfahren sein kann, in denen 
übermäßiger Alkoholgenuß eine 
Rolle spielt, zeigen folgende Bei­
spiele aus der Arbeit unseres Ge­
richts:
Die Ehe der Parteien bestand seit 
fünf Jahren. Aus ihr sind drei Kin­
der hervorgegangen. Der Verklagte 
störte das Familienleben dadurch, 
daß er in zunehmendem Maße dem 
Alkohol zusprach. Nach der Gehalts­
zahlung kam er bis zu fünf Tagen 
hintereinander angetrunken oder be­
trunken nach Hause. Für alkoho­
lische Getränke verbrauchte er das 
Wirtschaftsgeld der Familie. Unter 
Alkoholeinfluß mißhandelte und be­
schimpfte er die Klägerin in Gegen­
wart der Kinder.
ln der Aussöhnungsverhandlung hat 
das Gericht sich sehr kritisch mit 
dem Verhalten des Verklagten aus­
einandergesetzt und versucht, bei 
ihm eine verantwortungsbewußte 
Einstellung zu seiner Familie zu be­
gründen. In einer erneuten Aussöh­
nungsverhandlung wurde der Meister 
des Verklagten gehört. Dabei stellte 
sich heraus, daß im Kollektiv zwar 
die beiden unmittelbaren Arbeits­
kollegen des Verklagten, nicht aber 
er selbst als Trinker bekannt waren. 
Diese Kollegen hatten den Verklag­
ten nach Arbeitsschluß zum Trinken 
verleitet.
Durch die Verhandlung wurde er­
reicht, daß der Betrieb Kenntnis von 
den Ursachen des Scheidungsverfah- 
rens erlangte. Es wurde eine Aus­
einandersetzung mit den beiden an­
deren Kollegen geführt und diese 
zum Ausgangspunkt einer Aus­
sprache mit dem gesamten Betriebs­
kollektiv über Probleme des Alkohol­
mißbrauchs gemacht.
Daraufhin schränkte der Verklagte 
seinen Alkoholverbrauch wesentlich 
ein. Auf Antrag beider Parteien 
konnte das Verfahren ausgesetzt 
werden. Während dieser Zeit haben 
die am Verfahren beteiligten Schöf­
fen es übernommen, die Einhaltung
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